EN 
* 


. 1 Geſetz⸗ Sammlung 
ze für die 


anigtihen, Preuß e Staaten, 


Gr 8) Vertrag wischen Preußen und Waldeck Phun beende die a e G 
der Verwaltung der . zit fund een an Preußen. 3 j 
Vom 18. Juli 1867. Pr 7 5 

©. Fon: 1 G 
i eine Majeftät der König von Preußen und Seine Dicht der Fürſt 85 
von Waldeck und Pyrmont, von dem Wunſche geleitet, den Uebergang der“ ene 5 
 - Sürftenthümer” Waldeck und Pyrmont in den Norddeutſchen Bund erleichtert Zu e, , l 
ſehen, haben beſchloſſen, zu i e einen Vertrag e und dem 5 
gemäß bevollmächtigt: ,, 


Seine Majeſtät der König von Preußen 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Bernhard König, 


Seine Durchlaucht der Fürſt von Waldeck und Pyrmont: 


Höchſtihren Geheimerath Carl Wilhelm von Stockhauſen und ee, e 
Höchſtihren Geheimen Regierungsrath Ludwig Klapp, de fre Pre 


e nach Austauſch ihrer gut und 5 . Vollmachten ſich über 2. 


Ir Fan 74 
/869 - Hag 3 


nachſtehende Artikel geeinigt haben, , 
® gener, . 
Artikel 1. f 8 
5 Preußen übernimmt die innere Verwaltung der Firſenthümer Waldeck und- eh 
Pyrmont. ell, = 2 


Ausgeſchloſſen und ſomit Seiner Durchlaucht dem Fürſten vorbehalten. 
leibt nur diejenige Verwaltung, welche dem Fürſtlichen Konſiſtorium in . ‚or 
Eigenſchaft als . zuſteht, ſowie die Verwaltung des Stifts Schaaken. . 


Artikel 2. , 
Die Verwaltung wird Namens Seiner Durchlaucht des Fürſten in Ueberein⸗ ge, ue 


8 e En der Verfaſſung und den Geſetzen der Fürſtenthümer geführt. i 
? LEE Fra 
Artikel 350 f 6 ü 
Preußen bezieht die 1 deem de Fürſtenthümer und 
Jahrgang 1868. (Nr. 6955.) be⸗ 


8 : Ausgegeben zu Berlin den 7. Januar 1868, ER 


% LH x e 3 Rz 8 RL 
beſtreitet die ſämmtlichen Landesausgaben mit Ausſchluß der Ausgaben für das 
Konſiſtorium in ſeiner Eigenſchaft als Oberkirchenbehörde. x 


Artikel 4. 


Seine Majeſtät der König von Preußen übt bezüglich der inneren Ver⸗ 
waltung der Fürſtenthümer die volle Staatsgewalt, wie ſie Seiner Durchlaucht 
dem Fuͤrſten verfaſſungsmäßig zuſteht. Letzterem bleibt jedoch das Begnadigungs⸗ 
recht in den verfaſſungsmäßigen und geſetzmäßigen Grenzen, ſowie das Recht der 
Zuſtimmung zu Verfaſſungsänderungen und Geſetzen, inſoweit ſie nicht die Orga⸗ 
niſation der Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehörden (Art. 6.) betreffen, vorbehalten. 


Artikel 5. 


An die Spitze der Verwaltung der Fürſtenthümer tritt ein von Seiner 
Majeſtät dem Könige zu ernennender Landesdirektor, welcher die verfaſſungsmäßig 
der Landesregierung obliegende Verantwortlichkeit übernimmt. 


Artikel 6. 


Preußen iſt berechtigt, die Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehörden nach eigenem 
Ermeſſen anderweitig zu organiſiren. Die Befugniſſe der Behörden höherer 
Inſtanzen können Preußiſchen Behörden übertragen werden. 


Artikel 7. 


Die ſämmtlichen Staatsdiener werden von Preußen ernannt, ſie ſind 
Preußiſche Unterthanen und leiſten Seiner Majeſtät dem Könige den Dienſteid. 
Dieſelben, einſchließlich des Landesdirektors, haben die Verfaſſung der Fürſten⸗ 
1 1 gewiſſenhaft zu beobachten und deren genaue Einhaltung ausdrücklich zu 

eloben. 

5 In den Dienfteid des Landesdirektors wird das Gelöbniß aufgenommen, 
in Bezug auf die, Seiner Durchlaucht dem Fürſten in den Artikeln 4. und 9. 5 
dieſes Vertrages vorbehaltenen Rechte Höchſtdemſelben treu und gehorſam zu ſein. 


Artikel 8. 


Die gegenwärtig in Funktion ſtehenden Fürſtlichen Staatsdiener werden, 
ſoweit ihre Dienſte in den Fürſtenthümern in Folge der neuen Organiſation 
entbehrlich werden, oder ſoweit ſie nicht bei der Fürſtlichen Domanialverwaltung 
(Art. 10.) Anſtellung finden, unter Beibehaltung ihres Ranges und Einkommens 
und unter Berückſichtigung ihres Dienſtalters in Preußen angeſtellt. Diejenigen, 
welche ſich nicht in dieſer Weiſe verwenden laſſen wollen oder ſolchergeſtalt nicht 
verwendet werden können, werden in Gemäßheit des Waldeckſchen Staatsdienft- 

geſetzes penſionirt, beziehungsweiſe auf Wartegeld geſetzt. ; ER 
Bei Anftellung und Penſionixung ꝛc. dieſer Staasdiener wird Preußen 
auf die beſtehenden Verhältniſſe möglichſt Rückſicht nehmen. „ 
0 1 


Ar⸗ 


Artikel 9. 
Seine Durchlaucht der Fürſt übt die Som verbleibende Vertretung des 


Staats nach Außen durch den Landesdirektor und unter deſſen Verantwortlichkeit. 
Die entſtehenden Koſten werden, wie bisher, aus der Landeskaſſe beſtritten. 


Artikel 10. 

Die Verwaltung des in dem Rezeſſe vom 16. Juli 1853. de. bezeichneten 
Domanialvermögens wird durch den gegenwärtigen Vertrag nicht berührt und 
verbleibt Seiner Durchlaucht dem Fürſten. Es findet ebenſowenig einerſeits ein 
Geldbeitrag des Domaniums zu den Landesausgaben wie andererſeits eine Mit⸗ 
benutzung der Landesdienſtſtellen durch die Domanialverwaltung ſtatt. 


Artikel 11. 

Gegenwärtige Uebereinkunft tritt vom 1. Januar 1868. ab auf die Dauer 
von zehn Jahren in Kraft und wird nach Ablauf dieſer Friſt auf anderweite 
zehn Jahre verlängert angeſehen, wenn nicht mindeſtens Ein Jahr vorher von 
dem einen oder dem anderen Theile eine Kündigung erfolgt. 


Artikel 12. 
Gegenwärtige Uebereinkunft ſoll ratifizirt und der Austauſch der Ratifi⸗ 


kations⸗Urkunden innerhalb vier Wochen in Berlin bewirkt werden, vorbehaltlich 
der Zuſtimmung der beiderſeitigen Landes vertretungen. 


Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſen Vertrag unterzeichnet 
und unterſiegelt. 


Berlin, den 18. Juli 1867. 


Bernhard König. Carl Wilhelm v. Stockhauſen. Ludwig Klapp. 
(L. S.) ( 80 80 


VPorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und es hat der Austauſch der 
Ratifikations⸗Urkunden ſtattgefunden. 


(Nr. 69556957.) (Nr. 6956.) 


(Nr. 6956.) Allerhöchſter Erlaß vom 30. Dezember 1867., betreffend die Aufhebung der 
Königlichen Polizei⸗Direktion zu Emden. 


Alf den Bericht vom 27. Dezember d. J. will Ich die Polizei⸗Ordnung für 
die Stadt Emden vom 25. Mai 1859. (Geſetz⸗Samml. für das vormalige 
Königreich Hannover S. 648. ff.) hiermit außer Kraft ſetzen und Sie ermächtigen, 
die Ortspolizei in der genannten Stadt der dortigen Stadtgemeinde zur eigenen 
Verwaltung nach Maaßgabe der beſtehenden allgemeinen Vorſchriften, und ins⸗ 
beſondere unter Vorbehalt der, der Staatsregierung nach §. 78. der Revidirten 
Städte⸗Ordnung für Hannover vom 24. Juni 1858. und nach $. 2. der Ver⸗ 
ordnung über die Polizei⸗Verwaltung in den neu erworbenen Landestheilen vom 
20. September 1867. zuſtehenden Befugniſſe zu überlaſſen. 

Gegenwärtiger Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung bekannt zu machen. 

Berlin, den 30. Dezember 1867. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Minifter des Innern. 


(Nr. 6957.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der von der Berg⸗ 
bau⸗Aktiengeſellſchaft Gelria zu Altendorf im Kreiſe Bochum beſchloſſenen 
Aenderungen der $$. 2. und 19. des Geſellſchaftsſtatuts. Vom 30. De⸗ 
zember 1867. 5 


0 Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 21. Dezember 


1867. die von der Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft Gelria zu Altendorf, im Kreiſe 
Bochum, in der Generalverſammlung vom 18. Juni 1867. beſchloſſenen Aen⸗ 
derungen der $$. 2. und 19. des Geſellſchaftsſtatuͤts zu genehmigen geruht. 


Der Allerhöchſte Erlaß nebſt den Statutänderungen wird durch das 
Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 30. Dezember 1867. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Herzog. 


Redigirt im Bureau des Staats- Ministeriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


